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EDITORIAL
Je nach Größe, Branche und Aufbau der betrachteten Organisation 
können die relevanten Datenschutzthemen, die dem Verantwortli-
chen obliegen, unterschiedlich komplex und juristisch unterschied-
lich anspruchsvoll sein.
Themen wie die Ausgestaltung des Umgangs mit Betroffenen-
rechten im Detail oder aber auch die Anforderungen an Übermitt-
lungen in Drittländer unterliegen einer besonderen Dynamik und 
erfordern eine fortwährende Anpassung interner Datenschutzpro-
zesse an die gesetzliche Entwicklung und zuweilen unübersichtli-
che Rechtsprechung.
Manchmal bestehen aber auch innerhalb einer Organisation 
Unklarheiten zu Themen, bei denen es diese Dynamik kaum gibt. 
Dazu gehört die Frage der Verteilung von Verantwortlichkeiten 
und Zuständigkeiten innerhalb einer Datenschutzorganisation. 
Zumindest folgendes Verständnis sollte in jeder Organisation ge-
geben sein:
Auch wenn die Organisation einen betrieblichen (oder externen) 
Datenschutzbeauftragten benannt hat, konzentrieren sich dessen 
Aufgaben gemäß Art. 39 DS-GVO auf Beratung und Überwachung. 
Die operative Umsetzung der übrigen Datenschutzpflichten ge-
mäß Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) gehört folglich nicht 
zu den Aufgaben des Datenschutzbeauftragten. 
Sein gesetzlicher Auftrag zielt nicht in erster Linie auf den Schutz 
der benennenden Stelle ab, sondern auf die Interessen der von der 
Datenverarbeitung betroffenen Personen wie Mitarbeiter, End-
kunden oder andere Personen, die mit der Organisation in Kontakt 
stehen. Gemäß Art. 38 Abs. 4 der DS-GVO können betroffene Per-
sonen den Datenschutzbeauftragten in allen Fragen zur Datenver-
arbeitung und zur Wahrnehmung ihrer Rechte konsultieren. 
Er berät jedoch auch die Unternehmensleitung und die Fachab-
teilungen, die mit personenbezogenen Daten umgehen, und 

überwacht die Einhaltung der bestehenden Datenschutzvorga-
ben durch den Verantwortlichen oder Auftragsverarbeiter. Die 
Aufgaben des Datenschutzbeauftragten erfüllen nicht nur die 
gesetzlichen Anforderungen der DS-GVO und des Bundesdaten-
schutzgesetzes (BDSG), sondern tragen gleichzeitig dazu bei, 
Unternehmensrisiken zu reduzieren, die sich aus den erheblichen 
Bußgeldandrohungen der DS-GVO ergeben können.
Die DS-GVO richtet sich in erster Linie an die verantwortliche Stel-
le, die in der Regel mit dem Unternehmen (GmbH, gGmbH, AG, KG 
usw.) oder einer Rechtseinheit im Konzern gleichgesetzt wird. Die 
operative Umsetzung des Datenschutzes liegt daher grundsätzlich 
in der Verantwortung der vertretungsbefugten Leitung, beispiels-
weise der Geschäftsführung oder dem Vorstand. Diese verfügen 
jedoch oft nicht über ausreichende zeitliche Ressourcen oder das 
erforderliche Fachwissen im Datenschutz, um diese Aufgabe kom-
petent zu erfüllen. Daher ist eine Delegation der Verantwortung 
für den operativen Datenschutz erforderlich.
Das Gesetz sieht ausschließlich die Funktion des Datenschutzbe-
auftragten vor. Da es keine gesetzlichen Vorgaben für die operati-
ven Akteure im Datenschutz gibt, haben sich verschiedene Rollen 
entwickelt, darunter Datenschutzmanager, Datenschutzkoordi-
natoren, Datenschutzexperten und Datenschutzreferenten (vgl. 
GDD-PH). Der Datenschutzbeauftragte unterstützt die genannten 
Funktionsträger im Rahmen seiner gesetzlich definierten Bera-
tungs- und Überwachungsfunktion.
Organisationen, in denen bereits Unsicherheiten im Hinblick auf 
das Verständnis der Verteilung dieser Verantwortlichkeiten und 
Zuständigkeiten existieren, werden naturgemäß erst recht an der 
Lösung substanzieller inhaltlicher Datenschutzfragen scheitern.

Sagen Sie uns Ihre Meinung 
kundenservice@datakontext.com

Levent Ferik

https://www.gdd.de/wp-content/uploads/2023/06/GDD-Praxishilfe-DS-GVO-Verantwortlichkeiten-und-Aufgaben-nach-der-DS-GVO-inkl.-Synopse.pdf
mailto:kundenservice%40datakontext.com?subject=
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Die anlasslosen Prüfungen des BayLDA werden üblicherweise in Form 
von fokussierten Vor-Ort-Untersuchungen bei einzelnen Unternehmen, 
schriftlichen Verfahrensprüfungen oder automatisierten Online-Prüfun-
gen über das Internet durchgeführt.
Aktuell führt die Aufsichtsbehörde eine Prüfung der korrekten Bestim-
mung zur DSFA-Durchführung („DSFA-Schwellwertprüfung“) bei Hochri-
sikoverarbeitungen durch.
Nach Angaben des BayLDA werden zufällig ausgewählte Verantwortli-
che zu den Einträgen im Verzeichnis der Verarbeitungstätigkeiten (Art. 
30 DS-GVO) befragt, bei denen die Schwellwertanalyse (siehe Anlage A: 
Informationsblatt) zur Datenschutz-Folgenabschätzung (Art. 35 DS-GVO) 
voraussichtlich ein hohes Risiko für die Rechte und Freiheiten der be-
troffenen Personen ergeben hat. Die schriftlichen Prüfungsunterlagen, 
die den Verantwortlichen zugestellt werden, bestehen aus 

•	 einem Anschreiben ,
•	 einem Informationsblatt (Anlage A) , 
•	 einem Prüfbogen (Anlage B)  und 
•	 einer Anleitung zum Verfassen einer Beantwortung des Prüfbogens 

(Anlage C) 
Die Aufsichtsbehörde stellt Verantwortlichen, die der Aufforderung des 
BayLDA nicht fristgerecht nachkommen, den Erlass einer förmlichen 
Anweisung gem. Art. 58 Abs. 1 a) DS-GVO samt Zwangsgeldandrohung in 
Aussicht. Darüber hinaus behält sich die Behörde vor, im weiteren Prüf-
verlauf in Einzelfällen auch vor Ort zu kontrollieren, um die Umsetzung 
der genannten Maßnahmen zu überprüfen.

BayLDA kontrolliert 
die Prüfung von DS-
FA-Schwellwerten
Im Rahmen seiner gesetzlichen Verpflichtungen 
führt das Bayerische Landesamt für Datenschut-
zaufsicht (BayLDA) regelmäßig Datenschutzprüfun-
gen durch, sowohl anlassbezogene als auch an-
lasslose. 

Anlassbezogene Prüfungen werden in der Regel aufgrund von 
Beschwerden oder konkreten Hinweisen auf mögliche Daten-
schutzverstöße eingeleitet. Anlasslose Prüfungen erfolgen 

branchenunabhängig und flächendeckend in allen Regionen Bayerns 
nach pflichtgemäßem Ermessen.
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https://www.lda.bayern.de/media/pruefungen/DSFA_Schwellwert_Erstanschreiben.pdf
https://www.lda.bayern.de/media/pruefungen/DSFA_Schwellwert_Informationsblatt.pdf
https://www.lda.bayern.de/media/pruefungen/DSFA_Schwellwert_Pruefbogen.pdf
https://www.lda.bayern.de/media/pruefungen/DSFA_Schwellwert_Pruefbogen_Anleitung.pdf


www.datakontext.com

Kollege ChatGPT
Anforderungen an den Einsatz generativer künstlicher Intelligenz 
an den betrieblichen Datenschutz

1. März 2024 | Online | 10:00 Uhr – 17:00 Uhr 
Referenten: Prof. Dr. Rolf Schwartmann, Tobias O. Keber

Schwerpunktthemen:
✓ Grundzüge der KI-Verordnung
✓ Rechtliche Einordnung von generativer KI
✓ Überblick und Abgrenzung der Rechtsgebiete 

✓ Wie funktioniert generative KI technisch
✓ „Use-Cases“ im betrieblichen Einsatz
✓ Position der Datenschutzaufsicht
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Gesellschaft für Datenschutz 
und Datensicherheit e.V.

https://www.datakontext.com/veranstaltung-suchen/datenschutz/alle-seminare/1221/kollege-chatgpt
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Damit trägt der Data Act nicht zuletzt zur Umsetzung des in der Digital-
strategie  der Bundesregierung festgelegten Ziels bei, durch verstärk-
te Nutzung von Daten zu mehr Wertschöpfung, insbesondere für neue 
Geschäftsmodelle, Start-ups sowie kleine und mittlere Unternehmen 
(KMU), beizutragen.
Insbesondere enthält der Data Act Bestimmungen hinsichtlich

•	 der Datenweitergabe von Unternehmen an Verbraucher (B2C) und 
zwischen Unternehmen (B2B);

•	 der Pflichten der Dateninhaber, die nach dem Recht der EU ver-
pflichtet sind, Daten bereitzustellen, einschließlich Entgeltregelun-
gen im B2B-Bereich;

•	 dem Verbot missbräuchlicher Vertragsklauseln für den Datenzugang 
und die Datennutzung zwischen Unternehmen (B2B);

•	 der Bereitstellung von Daten für öffentliche Stellen aus außerge-
wöhnlichen Gründen (B2G);

•	 vertraglicher Regelungen und der technischen Umsetzung beim 
Wechsel zwischen Datenverarbeitungsdiensten („Cloud Switching“).

Der vorgeschlagene Gesetzesentwurf der Kommission sieht konkret vor, 
dass zukünftig allein die Nutzer vernetzter Geräte die Entscheidungs-
befugnis über die Verwendung der Daten haben, an deren Entstehung 
sie beteiligt waren. Diese Nutzer können sowohl Unternehmen als auch 
Verbraucher sein. Der Data Act soll es den Nutzern ermöglichen, diese 
Daten auszuwerten und unter bestimmten Bedingungen an Dritte wei-
terzugeben.
Um sicherzustellen, dass der Zugang zu und die Weitergabe der Daten 
technisch möglich sind, müssen Hersteller ihre Produkte und Dienstleis-
tungen so konzipieren, dass ein Zugang auf die Daten möglich ist. Für 
kleine Unternehmen gibt es erleichternde Regelungen.

Quelle: Europäische Kommission

Europäische Union 
verabschiedet Data 
Act
Am 27. November 2023 hat der Rat der Europäi-
schen Union den „Data Act“ – die „Verordnung über 
harmonisierte Vorschriften für einen fairen Datenzu-
gang und eine faire Datennutzung“  verabschiedet.

Nach der Veröffentlichung im Amtsblatt der EU und einer grund-
legenden Übergangsfrist von 20 Monaten wird der Data Act EU-
weit unmittelbar anwendbares Recht.

Ziel des Data Act ist es, künftig eine umfassendere und effektivere 
Nutzung von Daten in verschiedenen Lebensbereichen zu ermöglichen. 
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https://digital-strategy.ec.europa.eu/de/policies/data-act
https://digital-strategy.ec.europa.eu/de/policies/data-act
https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Anlage/DG/Digitales/eu-data-act-deutsche-fassung-22-12-23.pdf
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Danach haben die öffentlichen Stellen des Bundes laut § 3 E-Go-
vernment-Gesetz (eGovG) Informationen über ihre Aufgaben 
und ihre nach außen wirkende öffentlich-rechtliche Tätigkeit 

über verfügbare Netze bereitzustellen. Dieser den Behörden auferlegten 
Verpflichtung kommen öffentliche Stellen des Bundes auch mit Websei-
ten nach. Neben Informationstexten und Grafiken werden hierbei ver-
mehrt auch Videos eingesetzt, so der BfDI.
Der Einsatz von Videos zur Erfüllung des gesetzlichen Auftrags nach § 3 
eGovG ist auch nach Auffassung des BfDI zweifellos zeitgemäß, wün-
schenswert und entspricht den Erwartungen eines wesentlichen Teils 
der Bevölkerung. Erklärtes Ziel des BfDI-Rundschreibens ist es daher, 
dass dieses von den Bürgerinnen und Bürgern viel genutzte Format der 
Informationsgewinnung auf den Telemedienangeboten der Bundesver-
waltung datenschutzkonform angeboten wird.
Der BfDI erklärt in seinem Rundschreiben, wie Videoinhalte auf eine 
datenschutzkonforme Art und Weise gegenüber den Bürgerinnen und 
Bürgern angeboten werden können. Aufgrund der Marktdominanz und 
des hohen Verbreitungsgrades auch bei öffentlichen Stellen des Bundes 
wird hierbei ein besonderer Fokus auf die Videoplattform „YouTube“ ge-
legt. Auf das Betreiben eigener YouTube-Kanäle wird nicht eingegangen.
Explizit werden folgende Fragen adressiert:

1.	 Welche datenschutzrechtlichen Vorgaben müssen bzgl. der Videoin-
halte beachtet werden?

2.	Wie ist die Einbettung von YouTube-Videos auf der eigenen Websei-
te datenschutzrechtlich zu bewerten?

3.	Ermöglicht die Nutzung der sog. 2-Klick-Lösung die datenschutzkon-
forme Einbettung von YouTube-Videos auf der eigenen Webseite?

4.	Ermöglicht die Nutzung der von YouTube angebotenen Einstellung 
„Erweiterter Datenschutzmodus“ die datenschutzkonforme Einbet-
tung von YouTube-Videos auf der eigenen Webseite?

5.	Gibt es datenschutzrechtlich unbedenkliche Alternativen zur Einbet-
tung von Videos auf der eigenen Webseite?

Quelle: Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (BfDI)

Anleitung: Daten-
schutzkonforme Ein-
bindung von Videoin-
halten auf Webseiten
Mit seinem Rundschreiben Telemedien 02/2023  
richtet sich der Bundesbeauftragte für den Daten-
schutz und die Informationsfreiheit (BfDI) an die 
behördlichen Datenschutzbeauftragten der obers-
ten Bundesbehörden sowie deren nachgeordnete 
Bereiche.
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https://www.bfdi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/DokumenteBfDI/Rundschreiben/Allgemein/2023/Rundschreiben-Telemedien-02-2023.pdf
https://www.bfdi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/DokumenteBfDI/Rundschreiben/Allgemein/2023/Rundschreiben-Telemedien-02-2023.pdf
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Der EuGH hat entschieden, dass ein Bußgeld gegen einen für die 
Datenverarbeitung Verantwortlichen wegen Verstoßes gegen 
die DS-GVO nur dann verhängt werden kann, wenn dieser Ver-

stoß schuldhaft – also vorsätzlich oder fahrlässig – begangen wurde. 
Dies sei dann der Fall, wenn sich der Verantwortliche über die Rechts-
widrigkeit seines Verhaltens nicht im Unklaren sein konnte, unabhängig 
davon, ob ihm bewusst war, dass er gegen die Bestimmungen der DS-
GVO verstößt.

Weiter auf DataAgenda lesen 

EuGH zur Bußgeld-
haftung („Deut-
sche Wohnen“) und 
Funktionsträger vs. 
Rechtsträgerprinzip
Mit Urteilen vom 05.12.2023 in den Rechtssachen 
C-683/21  und C-807/21  hat der Europäische Ge-
richtshof (EuGH) grundlegende Rechtsfragen im 
Zusammenhang mit der Bußgeldhaftung für Da-
tenschutzverstöße beantwortet.
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So entwickeln Sie 
ein rechtskonformes 
Löschkonzept
 ✓  Leitfaden 
 ✓  Checkliste 
 ✓  Musterentwurf 
 ✓  Vorlagen 
 ✓  Ausfüllhinweise 99,99 €

Jetzt bestellen: datakontext.com

https://dataagenda.de/eugh-zur-bussgeldhaftung-deutsche-wohnen-und-funktionstraeger-vs-rechtstraegerprinzip/
https://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?nat=or&mat=or&pcs=Oor&jur=C%2CT%2CF&num=C-683%252F21&for=&jge=&dates=&language=de&pro=&cit=none%252CC%252CCJ%252CR%252C2008E%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252Ctrue%252Cfalse%252Cfalse&oqp=&td=%3BALL&avg=&lgrec=de&lg=&page=1&cid=5017298
https://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?nat=or&mat=or&pcs=Oor&jur=C%2CT%2CF&num=C-807%252F2&for=&jge=&dates=&language=de&pro=&cit=none%252CC%252CCJ%252CR%252C2008E%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252Ctrue%252Cfalse%252Cfalse&oqp=&td=%3BALL&avg=&lgrec=de&lg=&page=1&cid=5017298
https://www.datakontext.com/datenschutz/shop/buecher/1268/loeschen-nach-ds-gvo-in-der-praxis?c=21
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Im vergangenen Dezember traf der EuGH einige bedeutende Entschei-
dungen zu offenen datenschutzrechtlichen Fragen. Darunter auch das 
Urteil des EuGH zur Rechtssache C-667/21.
Das EuGH-Urteil vom 21. Dezember 2023 in der Rechtssache C-667/21 
war das Resultat eines Vorabentscheidungsersuchens, das das Bundes-
arbeitsgericht (BAG)  im Jahr 2021 beim EuGH eingereicht hatte.
Eine der Fragen des Vorabentscheidungsersuchens, die das BAG, aber 
auch viele Datenschützer interessierte:
Kann die Verarbeitung von Gesundheitsdaten allein durch Art. 9 Abs. 2 
lit. h) DS-GVO legitimiert werden oder lässt sich solch eine Datenverar-
beitung erst durch Hinzunahme eines der Erlaubnistatbestände des Art. 
6 Abs. 1 DS-GVO legitimieren?

Die klare Antwort des EuGH (vgl. Rdnr. 71 bis 79 ):
„[…] Nach alledem ist auf die dritte Frage zu antworten, dass Art. 9 Abs. 2 
Buchst. h und Art. 6 Abs. 1 DSGVO dahin auszulegen sind, dass eine auf die 
erstgenannte Bestimmung gestützte Verarbeitung von Gesundheitsdaten 
nur dann rechtmäßig ist, wenn sie nicht nur die sich aus dieser Bestim-
mung ergebenden Anforderungen einhält, sondern auch mindestens eine 
der in Art. 6 Abs. 1 genannten Rechtmäßigkeitsvoraussetzungen erfüllt.“

Damit ist klargestellt, dass durch Art. 9 Abs. 2 lit. h) DS-GVO allein die 
Verarbeitung von bspw. Gesundheitsdaten nicht legitimiert werden 
kann, solange diese nicht durch Erfüllung einer Rechtmäßigkeitsvoraus-
setzung aus Art. 6 Abs. 1 lit. a) bis f) DS-GVO flankiert wird. 

EuGH schafft (wieder) Klarheit: Rechtsgrundla-
ge für die Verarbeitung von Gesundheitsdaten
Dank des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) müssen sich Anwender und Interessierte wieder einmal über 
eine datenschutzrechtliche Frage weniger den Kopf zerbrechen.
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https://www.bundesarbeitsgericht.de/wp-content/uploads/2021/11/8-AZR-253-20--A.pdf
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=280768&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=7932488


9 	  NEWSBOX DATENSCHUTZ	 AUSGABE 2/2024

In naher Zukunft wird somit die weltweit erste Verordnung zur Regulie-
rung künstlicher Intelligenz in den Mitgliedstaaten der Europäischen Uni-
on in Kraft treten. Das KI-Gesetz beinhaltet eine Liste von untersagten 

Anwendungen, die ein nicht akzeptables Risiko darstellen. Hierzu zählen
•	 manipulative Techniken;
•	 Systeme, die Schwachstellen ausnutzen
•	 sowie Social Scoring,
•	 Datenbanken, die auf dem massenhaften Auslesen von Gesichtsbil-

dern basieren (bspw. Clearview AI).
Die KI-Verordnung enthält auch eine Liste von Anwendungsfällen, bei 
denen ein erhebliches Risiko besteht, die Sicherheit und Grundrechte 
der Menschen zu gefährden. Die beteiligten Institutionen haben dabei 
Kriterien festgelegt, um ausschließlich wirklich risikoreiche Anwendun-
gen zu erfassen. Zu den sensiblen Bereichen zählen

•	 Bildung,
•	 Beschäftigung,
•	 kritische Infrastrukturen,
•	 öffentliche Dienste,
•	 Strafverfolgung,
•	 Grenzkontrolle und
•	 Justizverwaltung.

Naturgemäß sind immer noch viele generelle Frage rund um die be-
schlossene Verordnung offen. Die Europäische Kommission hat zur 
Klärung einiger dieser Fragen eine FAQ  erstellt und veröffentlicht, die 
voraussichtlich weiter gepflegt wird. Die FAQ gehen sowohl auf die Fra-
gen des Anwendungsbereichs bzw. des Adressatenkreises ein als auch z. 
B. auf die Frage, welche Risikoeinstufungen es geben wird.

EU-Kommission: FAQ zu künstlicher Intelligenz
Am 08.12.2023 haben Unterhändler des EU-Parlaments, des EU-Ministerrats und der EU-Kommission in 
Brüssel einen Kompromiss zur geplanten KI-Verordnung erzielt. Damit wurde das sogenannte Trilogver-
fahren  zur EU-Verordnung für Systeme, die künstliche Intelligenz nutzen, abgeschlossen.
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https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/QANDA_21_1683
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/api/files/document/print/de/qanda_21_1683/QANDA_21_1683_DE.pdf
https://germany.representation.ec.europa.eu/news/historischer-moment-politische-einigung-zwischen-eu-parlament-und-rat-auf-ki-gesetz-2023-12-09_de
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Umso weniger nachvollziehbar ist die stiefmütterliche Behand-
lung des Themas in Praxis und Literatur vor dem Hintergrund 
der Tatsache, dass es sich in der Schnittmenge des Medizin-

rechts und des Datenschutzrechts abspielt, wobei auch viele spannen-
de Fragen des Arbeitsrechts, des Mitbestimmungsrechts und der dort 
bestehenden spezifischen Regelungen, zur Anwendung kommen.
Die aktualisierte Veröffentlichung des Netzwerks Datenschutzexpertise 
dürfte daher für alle Beteiligten aufschlussreich und hilfreich sein, da die 
Handreichung die rechtlichen Grundlagen ordnet und gleichzeitig eine 
Vielzahl praktischer Fragestellungen aufgreift. Es werden die wesentlichen 
anzuwendenden Normen und deren korrekte Anwendung dargestellt.

Weiter auf DataAgenda lesen 

Die betriebsärztliche 
Datenverarbeitung: 
Ein Fall des Joint Con-
trollership?
Das Netzwerk Datenschutzexpertise beschäftigt 
sich in seinem nunmehr in der 2. Auflage veröffent-
lichten Gutachten „Die Datenverarbeitung des Be-
triebsarztes – Hinweise zum datenschutzgerechten 
Umgang mit Patientendaten durch Betriebsärzte 
und betriebsärztliche Dienste“  mit einem Thema, 
welches nicht gerade häufig im Rampenlicht des 
betrieblichen Datenschutzes und insbesondere des 
Beschäftigtendatenschutzes steht.

Fo
to

: M
um

ta
az

 D
/p

eo
pl

ei
m

ag
es

.c
om

, A
do

be
 S

to
ck

www.datakontext.com

ONLINE-SCHULUNG 

Datenschutz-Folgenabschätzung
Wann durchführen? Was tun bei zu hohem Risiko?

14. Mai 2024 I online 
Referent: Tobias Baader

Erhalten Sie 
praktische Tipps 

für die Durch -
führung!Bu
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Gesellschaft für Datenschutz 
und Datensicherheit e.V.

https://dataagenda.de/die-betriebsaerztliche-datenverarbeitung-ein-fall-des-joint-controllership/
https://www.netzwerk-datenschutzexpertise.de/sites/default/files/gut_2023_betriebsarzt_v2_0.pdf
https://www.datakontext.com/datenschutz/shop/seminare/1250/datenschutz-folgenabschaetzung?c=20&group%5B8%5D=2329
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D ie Hauptforderung des Klägers auf Schadensersatz in Höhe von 
mindestens 10.000 Euro wurde jedoch abgewiesen, da er nicht 
ausreichend nachweisen konnte, dass ihm ein konkreter Scha-

den entstanden war.
Das Vorliegen eines konkreten immateriellen Schadens habe der Kläger 
nicht ausreichend dargetan. Im vorliegenden Fall sei nicht ersichtlich, 
inwieweit der Kläger einen Kontrollverlust erlitten haben wolle. Es sei 
auch nicht ersichtlich, dass der Kläger daran gehindert wurde, die ihn 
betreffenden personenbezogenen Daten zu kontrollieren. Zudem stelle 
nach Auffassung der Kammer ein bloßer, abstrakter Kontrollverlust kei-
nen konkreten immateriellen Schaden dar.
Der Arbeitnehmer argumentierte, dass die unverschlüsselte Übermitt-
lung seiner Daten, die zusätzliche Weiterleitung an den Betriebsrat und 
die unvollständige Auskunft zu einem immateriellen Schaden und ei-
nem Kontrollverlust geführt hätten. Er leitete seinen Ersatzanspruch ge-
mäß Art. 82 Abs. 1 DS-GVO ab. Dabei betonte er, dass aufgrund der Ver-
stöße gegen die DS-GVO kein nachweisbarer separater kausaler Schaden 
erforderlich sei. Angesichts der wiederholten Rechtsverletzungen und 
zur Abschreckung sei seiner Ansicht nach ein angemessener Betrag von 
mindestens 10.000 Euro gerechtfertigt.
Den Ansatz des Klägers, dass es sich bei der Übermittlung des Aus-
kunftsbegehrens in Form einer unverschlüsselten E-Mail um einen 
Verstoß gegen Art. 5 DS-GVO handelt, teilte das Gericht jedoch und 
verwies diesbezüglich auf den Thüringer Landesbeauftragten für den 
Datenschutz und die Informationsfreiheit, der diesen Umstand bereits 
mit Bescheid vom 03.08.2023 gerügt und bestätigt hatte. 

Quelle: Arbeitsgericht Suhl (20.12.2023)

Auskunftsbegehren 
nur per verschlüsselter 
E-Mail beantworten?
Das Arbeitsgericht Suhl hat entschieden, dass bei 
einer unverschlüsselten E-Mail die von der DS-GVO 
geforderte angemessene Sicherheit personenbezo-
gener Daten nicht gewährleistet ist. In einem kürz-
lich veröffentlichten Urteil (6 Ca 704/23 ) gab das 
Gericht einem Arbeitnehmer recht, der von seinem 
Arbeitgeber schriftlich Auskunft über alle über ihn 
gespeicherten Daten verlangt hatte. Diese Auskunft 
hatte er unverschlüsselt per E-Mail erhalten.
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https://landesrecht.thueringen.de/bsth/document/JURE240000286/part/L
https://landesrecht.thueringen.de/bsth/document/JURE240000286/part/L
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DataAgenda Podcast Folge 49:  
Data Act – Gamechanger oder Partystopper für 
den europäischen Datenmarkt
Der Data Act ist seit dem 9. November 2023 beschlossene Sache. Laut 
Damian von Boeselager, dem Berichterstatter im Europaparlament für 
das Europäische Datengesetz, wird es zu mehr Wettbewerb und Innova-
tion beitragen. „Der Data Act ist ein Marktdesign für künftige Börsen für 
Industriedaten, mit denen Tausende Unternehmen neue Einnahmequel-
len erschließen können.
Das Gesetz schafft einen Rahmen, den die Wirtschaft mit Leben füllen 
soll und wird. „Aber um es klar zu sagen“, so Damian von Boeselager 
weiter, „der Data Act (…) steht neben der DS-GVO, er ändert sie nicht. (…) 
Als Anwender weiß ich nun, in welchem Gesetz ich welche Regeln für 
beide Datenarten finde.“
Inwieweit die Praxis diese Einschätzung teilt und welche Herausforde-
rungen das neue Recht für die Wirtschaft bedeutet – darum geht es im 
DataAgenda Datenschutzpodcast mit dem auf Rechtsfragen der Infor-
mationsgesellschaft spezialisierten Rechtsanwalt Dr. Simon Assion.
Zum Podcast bitte hier  klicken.

DataAgenda Podcast Folge 50:  
DataAgenda Jahresrückblick 2023
Was war 2023 in Sachen Datenschutz und KI erfreulich, was war är-
gerlich, fragen sich Kristin Benedikt, Richterin am Verwaltungsgericht 
Regensburg, BGH-Richter Dr. Martin Kessen und MdEP Axel Voss. Wo 
soll die Reise im Jahr 2024 hingehen? Themen des DataAgenda Jahres-
rückblicks 2023 sind Fragen der KI-Verordnung, die Rechtsprechung und 
Rolle des EuGH im Jahr 2023 sowie die Möglichkeiten und Grenzen des 
Einsatzes von KI in der Justiz.
Zum Podcast bitte hier  klicken.

Weitere Folgen unter DataAgenda.de/podcast 
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https://dataagenda.de/folge-49-data-act-gamechanger-oder-partystopper-fuer-den-europaeischen-datenmarkt/
https://dataagenda.de/folge-49-data-act-gamechanger-oder-partystopper-fuer-den-europaeischen-datenmarkt/
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Newsletter 
Möchten Sie bei Erscheinen der aktuellen Datenschutz Newsbox 
informiert werden und so keine Ausgabe mehr verpassen? 
Dann tragen Sie sich unverbindlich und kostenlos ein unter: 
www.datakontext.com/newsletter

11. Hamburger 
Datenschutz tage 2024
Digitale Ära: Daten schützen, KI meistern

Pre-Seminar: 12. Juni 2024
Konferenz: 13.–14. Juni 2024

Gesellschaft für Datenschutz 
und Datensicherheit e.V.

Mit freundlicher Unterstützung Organisation

Schwerpunkte:
 ▪ Digitalrechtsakte der EU
 ▪ Cybercrime
 ▪ Haftungsrichtlinie KI: Umsetzung in der Praxis und Kritik
 ▪ ChatGPT für Revisoren
 ▪ Im Visier der Erpresser: Informations sicherheit und 
Datenschutz im Kampf gegen Ransomware

 ▪ KI-gestützte Datenschutz-Compliance
 ▪ Beschäftigtendatenschutz
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Jetzt anmelden: www.datakontext.com/ds-tage

http://www.datakontext.com/newsletter
https://www.datakontext.com/ds-tage
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